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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Landes- und Weltausstellungen

Der Schweizer Pavillon an der Weltausstellung vom 1. Mai bis 31. Oktober in Schanghai
(„Better City, Better Life“) sollte die Schweiz mit dem Thema „Interaktion zwischen
Stadt und Land“ als innovative Nation präsentieren. Die nicht immer funktionstüchtige
Seilbahn und die Bergwelt entpuppten sich als Hauptattraktionen. Auch die Städte
Basel, Genf und Zürich präsentierten sich in Schanghai mit dem Motto „Better Water –
Best Urban Life“. Insgesamt besuchten rund drei Mio Personen den Schweizer Pavillon,
was als Erfolg verbucht wurde. 1

ANDERES
DATUM: 31.10.2010
MARC BÜHLMANN

Am 1. Mai öffneten die Tore der Weltausstellung in Mailand, die um die Themen
Ernährung, Nachhaltigkeit und Ressourcenverteilung kreiste. Der Schweizer Auftritt, für
den das Parlament rund CHF 23 Mio. bewilligt hatte, stand unter dem Motto
Confooderatio. Der 4432 Quadratmeter grosse Pavillon der Schweiz fiel durch vier aus
Glashüllen bestehende Türme auf, in denen Lebensmittel zum Mitnehmen aufbewahrt
wurden: 2,5 Mio. Portionen Nestlé-Café – Schweizer Exportprodukt Nummer 1 –, 2 Mio.
Päckchen Salz, Wasser – aus dem Mailänder Grundwasser und nicht wie zuerst geplant
aber wegen starker Kritik schliesslich nicht umgesetzt aus Nestlé-Wasserflaschen – und
420'000 Säckchen mit getrockneten Apfelringen. Die Besucher durften sich bedienen,
wobei die Vorräte mit der Zeit abnahmen, was anhand des sinkenden "Pegelstandes"
der Lebensmittel in den glasigen Türmen sichtbar wurde. Das eigene Konsumverhalten
sollte so zum Nachdenken über die endliche Verfügbarkeit von Lebensmitteln anregen:
je mehr der einzelne konsumierte, desto weniger blieb den nächsten Expo-Gästen. 
Zu den vier Türmen im obersten Stockwerk wurden jeweils maximal 120 Personen per
Lift gleichzeitig zugelassen. Im frei zugänglichen Erdgeschoss wollten die
Gotthardkantone Graubünden, Tessin, Uri und Wallis ihre Bedeutung als Wasserschloss
Europas hervorheben. Im Zentrum der Ausstellung der vier Kantone stand ein
Granitblock, der den Gotthard symbolisierte – Wasser und Energie wurden hier zum
leitenden Motto. In einem weiteren Raum im Erdgeschoss wollten drei Städte mit
eigenen Ausstellungen die urbane und innovative Seite der Schweiz repräsentieren.
Basel, Genf und Zürich liessen sich ihre jeweilige Ausstellung rund je CHF 1,5 Mio.
kosten und beabsichtigten damit natürlich auch Standortmarketing. In die Kritik geriet
die Zusammenarbeit Basels mit dem Agrochemiekonzern Syngenta, der mit einem
Beitrag von CHF 200'000 nicht nur Hauptsponsor der baselstädtischen Ausstellung war,
sondern die Ausstellung auch aktiv mitgestaltete. Während der Basler
Regierungsratspräsident Guy Morin (BS, gp) die Zusammenarbeit verteidigte und auf die
Bedeutung des Unternehmens für die Welternährung hinwies, hoben verschiedene
NGOs und Umweltschutzkreise hervor, dass Syngenta in mehreren Ländern der
Verletzung von Menschen- und Gewerkschaftsrechten angeklagt sei. Einem solchen
Konzern eine Plattform und ein Meinungsmonopol zu bieten sei verwerflich. 
Neben den Kantonen und den Städten versuchten auch Schweizer
Lebensmittelproduzenten – allen voran die Bauern – die Weltausstellung als
Werbeplattform zu nutzen. Im Visier hatte man durchaus auch Schweizerinnen und
Schweizer, da mit rund 600'000 Besucherinnen und Besuchern aus der Schweiz
gerechnet wurde – etwa eineinhalbmal so viele Besucherinnen und Besucher als an der
Olma, der Schweizer Landwirtschaftsausstellung schlechthin. 
Das Urteil über den Schweizer Pavillon fiel insbesondere im Vergleich mit den
Ausstellungsobjekten der restlichen 144 Nationen, die auf dem 110 Hektaren grossen
Expo-Gelände präsent waren, recht zwiespältig aus. Wurden auf der einen Seite die
nüchterne Schlichtheit und die inhaltliche Konzentration auf das Thema der
Weltausstellung gelobt, wurde der Pavillon auf der anderen Seite als potthässlich
bezeichnet. Man sehe, dass der Plattenbau nicht von Architekten, sondern von
Marketingfachleuten entwickelt worden sei, kritisierte etwa der Tessiner Startarchitekt
Mario Botta. Eine Weltausstellung sei immer auch innovative und architektonische
Selbstdarstellung, was bei anderen Nationen, nicht aber bei der Schweiz, ersichtlich sei.

Insgesamt besuchten zwischen dem 1. Mai und dem 31. Oktober rund 21 Mio. Personen
die Expo in Mailand. Rund 2,1 Mio. fanden dabei auch den Weg in den Schweizer
Pavillon, 70% von ihnen waren italienische Staatsbürgerinnen und -bürger und rund

ANDERES
DATUM: 01.05.2015
MARC BÜHLMANN
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10% stammten aus der Schweiz selber. Bundesrat Didier Burkhalter zog beim Abschluss
der Expo in Mailand Ende Oktober eine positive Bilanz. Erstens habe man die Kontakte
mit Italien verbessern können. Umfragen zeigten zweitens, dass rund 20% der
Besucherinnen und Besucher ein positiveres Bild der Schweiz hätten als vor dem
Rundgang im Schweizer Pavillon. Den vier Türmen wurde zudem drittens die beste
inhaltliche Publikumswirkung attestiert – was auch mit einem Preis honoriert wurde.
Insbesondere der Wasserturm, der sich auch aufgrund der hohen Temperaturen rasch
leerte, hatte vor Augen geführt, wie zentral ein intelligenterer Umgang mit der
endlichen Ressource Wasser ist – eine Erkenntnis, die laut Didier Burkhalter zentral sei
für die Schweizer Aussenpolitik. 2

Landesverteidigung

Militäreinsätze

L'armée a mis un terme à son engagement d’un total de 94 jours dans le cadre du
championnat d'Europe de football 2008 (UEFA EURO 2008) au profit des villes hôtes
de Berne, Genève, Zurich et Bâle. Les militaires ont accompli 123'935 jours de service
dans le cadre de cet engagement. 10'614 militaires ont accompli simultanément du
service; au maximum 6'833 d’entre eux ont été engagés en même temps et les autres
ont accompli un cours de répétition ordinaire. 3

ANDERES
DATUM: 12.07.2008
ELIE BURGOS

2011 waren Angehörige der Armee an drei weiteren Einsätzen beteiligt. Im Rahmen von
„AMBA CENTRO“ unterstützten täglich durchschnittlich 144 Dienstleistende die
Polizeikorps in Zürich, Bern und Genf beim Schutz ausländischer Vertretungen. Rund
50 Armeeangehörige unterstützten das Grenzwachtkorps im Rahmen der
Leistungsvereinbarung „LITHOS“. Die grösste Veränderung mit einer
Leistungssteigerung von ca. 50% erfolgte im Rahmen von „TIGER/FOX“, wobei
Armeeangehörige Leistungen zu Gunsten von Flugsicherheitsmassnahmen im
Luftverkehr erbrachten. 17 Dienstleistende standen dafür täglich im Einsatz. Darüber
hinaus unterstützte die Armee im Dezember 2011 den Kanton Genf bei der
Durchführung der 8. WTO-Ministerkonferenz. Dabei wurden insbesondere Material und
Fahrzeuge zur Verfügung gestellt, die Flughafensicherheit verstärkt, Lufttransporte und
Luftraumüberwachungen durchgeführt sowie die Polizei bei den Auf- und
Rückbauarbeiten unterstützt. Neben diesen subsidiären Sicherungseinsätzen leistete
die Armee auch Katastrophenhilfe. In drei Einsätzen wurden insgesamt 3'770 Diensttage
geleistet. Während eines Waldbrandes in Visp/VS war die Armee mit Löscharbeiten
beschäftigt, im Juni wurden die Behörden im Kanton Appenzell-Ausserrhoden beim
Ausbau eines Baches unterstützt und im Oktober wurden 1'770 Diensttage geleistet,
nachdem in den Kantonen Bern und Wallis schwere Unwetter zahlreiche Schäden
verursacht hatten. In weiteren Unterstützungseinsätzen wurden rund 600 Diensttage in
den Kantonen Bern, Graubünden und Schwyz geleistet, wobei vorwiegend
unwetterbedingte Einsätze getätigt werden mussten. 4

ANDERES
DATUM: 31.12.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Im November wurde mit den Bauarbeiten für die Vernetzung des schweizerischen mit
dem französischen Bahn-Agglomerationsverkehr bei Genf begonnen. Das Vorhaben
einer Bahnverbindung Cornavin–Eaux-Vives–Annemasse war bereits 1912 in einem
Vertrag zwischen dem Bund und dem Kanton Genf geplant worden. 5

ANDERES
DATUM: 21.10.2011
SUZANNE SCHÄR
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Eisenbahn

Conséquence directe des allégements budgétaires, une première enveloppe de CHF 40
millions, que les CFF pensaient attribuer aux études dans le cadre de la convention de
prestation de 2003-2006 à la ligne franco-genevoise Cornavin-Eaux-Vives-Annemasse,
a été biffée par les Chambres en septembre. 6

ANDERES
DATUM: 27.11.2003
PHILIPPE BERCLAZ

Les CFF et la SNCF ont créé une société commune du nom de Transferis qui doit
prendre en charge les tâches de planification et de réalisation de la future ligne
transfrontalière du RER genevois Cornavin-Eaux-Vives-Annemasse (F) (CEVA).
Financée par le fonds d’infrastructure, cette ligne permettra de réduire de moitié le
temps de trajet entre la commune française et la gare principale de Genève. L’OFT a
levé les 1'700 oppositions au projet début mai, mais plusieurs opposants ont saisi le
Tribunal administratif fédéral (TAF). Sous réserve de l’issue de la procédure judiciaire, la
mise en service est prévue en 2013. 7

ANDERES
DATUM: 07.05.2008
NICOLAS FREYMOND

Luftfahrt

Le parlement a adopté le projet du Conseil fédéral d'octroyer des prêts pour les
programmes d'aménagement 1988-1995 des aéroports de Bâle-Mulhouse et de
Genève-Cointrin. Ces derniers doivent réaliser d'importants travaux, d'un montant de
plus de 400 millions de francs pour chacun d'eux, afin d'adapter leurs installations aux
nouvelles exigences techniques et faire face à un trafic en constante augmentation. Les
subventions à fonds perdus, dont l'aéroport de Zurich-Kloten avait profité, ayant été
supprimées pour cause d'économie, des mesures transitoires permettent tout de
même à la Confédération de soutenir certains aménagements. Ces prêts doivent se
monter à 20% au plus du coût total des travaux et être remboursés sur 25 ans avec un
taux d'intérêt annuel de 2%. Cela représente, pour Bâle-Mulhouse, une somme de
78,78 millions de francs et, pour Genève-Cointrin, de 77,86 millions. 8

ANDERES
DATUM: 27.02.1990
SERGE TERRIBILINI

Anfang des Berichtsjahrs vermeldete der Flughafen Zürich-Kloten für 2010 ein
Rekordergebnis bezüglich Flugverkehr. Die Zahl der abgefertigten Passagiere erfuhr im
Vergleich zum Vorjahr eine Steigerung um 4,3 % auf 22,9 Mio. Das Frachtvolumen nahm
um 19,3% zu und die Flugbewegungen um 2,5% auf 416'111. Ebenfalls grösser als im
Vorjahr war das Passagieraufkommen am Flughafen Genf-Cointrin (+5% auf knapp 12
Mio. Fluggäste) und am Euroairport Basel-Mülhausen (+7% auf 4,1 Mio.). Bern-Belp
hingegen verlor 6% seiner Passagiere (101'285). Insgesamt verzeichneten die vier
Regionalflughäfen Bern, Lugano-Agno, Sitten und St.-Gallen-Altenrhein zusammen
11'190 Starts und Landungen, was rund 3% des gesamten Flugverkehrs im Land
ausmachte. 9

ANDERES
DATUM: 24.03.2011
SUZANNE SCHÄR

2011 war ein Rekordjahr bezüglich Flugverkehr: Im Januar 2012 meldete der Flughafen
Zürich-Kloten einen neuen Passagierrekord für 2011: 24,3 Mio. Reisende wurden am
Flughafen Zürich-Kloten abgefertigt. Das Rekordergebnis von 2010 konnte um weitere
6,4% gesteigert werden. Die Flughafenbetreiberin erklärt die gestiegene Nachfrage mit
dem starken Franken, welcher viele SchweizerInnen veranlasst habe, ins Ausland zu
reisen. Die Zahl der Flugbewegungen stieg um 3,8 % auf 279'000. Ebenfalls grösser als
im Vorjahr war das Passagieraufkommen am Flughafen Genf-Cointrin (+10,5% auf 13,1
Mio. Passagiere) und am Euroairport Basel-Mülhausen (+22,4% auf 5,05 Mio.
Passagiere). Die Anzahl der Flugbewegungen stieg dank grösserer Flugzeuge und
besserer Auslastung nicht im selben Mass an. Auch die Swiss vermeldete ein
Rekordjahr: Sie beförderte mit 15,3 Mio. Passagieren 2011 mehr Reisende als die
Swissair zu ihren besten Zeiten. 10

ANDERES
DATUM: 21.01.2012
NIKLAUS BIERI
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Bezüglich Passagieraufkommen war 2013 ein Rekordjahr für die Landesflughäfen: Eine
Hochrechnung bezifferte das Wachstum des Passagieraufkommens auf dem Flughafen
Basel-Mülhausen auf rund 10%, jenes von Genf-Cointrin auf rund 3,9% und jenes von
Zürich-Kloten noch auf rund 0,2%. 2012 hatten 24,8 Mio. Passagiere den Flughafen
Zürich-Kloten frequentiert, in Genf waren es 13,9 Mio. und in Basel 5,3 Mio. Die Anzahl
der Flugbewegungen wuchs wegen höherer Auslastung weniger stark an als die
Passagierzahlen. 11

ANDERES
DATUM: 29.12.2013
NIKLAUS BIERI

Post und Telekommunikation

Bezüglich der Ausgestaltung des derzeit mehrheitlich unregulierten Glasfasermarkts
kam es im Verlauf des Berichtsjahrs zu einem eigentlichen Seilziehen zwischen der
Wettbewerbskommission (Weko) und der Swisscom um die kartellrechtlich saubere
Ausgestaltung der Kooperationsverträge, die letztere mit den Elektrizitätswerken Genf,
Zürich, St. Gallen, Bern, Luzern, Basel sowie Freiburg eingegangen war. Um allfälligen
späteren Klagen wegen Wettbewerbsbehinderung oder Kartellabreden
entgegenzuwirken und mit dem Ziel, eine rechtsverbindliche Sanktionsbefreiung für
harte Wettbewerbsabreden über die gesamte Vertragsdauer von 40 Jahren zu erhalten,
legten fünf Vertragspartner ihre Glasfaser-Kooperationsverträge der Weko zur Prüfung
vor. In ihrem Urteil kam diese zum Schluss, dass das gewählte Mehrfasermodell den
Wettbewerb auf den Glasfasernetzen zwar grundsätzlich ermöglicht, dass einzelne
Vertragsklauseln (Monopol der Elektrizitätswerke bei der Vermietung der Glasfasern, die
sog. Layer-1-Exklusivität, sowie eine Investitionsschutzklausel und
Ausgleichszahlungsvereinbarungen) jedoch wettbewerbsrechtlich heikel seien. Die
Weko sah zwar von einem Verbot der angestrebten Kooperationen ab, drohte aber mit
Sanktionen, falls die Verträge nicht in ihrem Sinn überarbeitet würden. Daraufhin gab
die Swisscom bekannt, die bereits unterschriebenen Verträge kartellrechtskonform
nachzuverhandeln und laufende Kooperationsverhandlungen zu sistieren. Ende
Dezember konstituierte sich die Interessenvertretung Glasfaser Schweiz. Die Swisscom,
die darin vertretenen Politiker und diverse städtische Elektrizitätswerke streben
darüber die Intensivierung des Glasfaserausbaus an, der nach dem Weko- Entscheid im
September ins Stocken geraten war. 12

ANDERES
DATUM: 22.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Grosses Aufsehen erregte namentlich in der Region Bern ein Entwurf des Bundesamtes
für Raumentwicklung (ARE) für ein zukünftiges Raumkonzept für die Schweiz. Dieses soll
die strategische Grundlage für die Raumentwicklung der nächsten zwanzig Jahre bilden.
Einen Beschluss über das Konzept und über den Grad seiner Verbindlichkeit wird der
Bundesrat erst nach der für 2009 vorgesehenen Konsultation der Kantone fassen.
Aufgrund von international definierten Kriterien, welche primär wirtschaftliche Aspekte
abdecken, erklärte das ARE die Agglomerationen Zürich, Genf-Lausanne und Basel zu
den drei Metropolitanräumen der Schweiz. Die in Bezug auf Wirtschaftsleistung und
Einwohnerzahl an vierter Stelle liegende Agglomeration Bern wurde eine Stufe tiefer, als
so genannte Hauptstadtregion eingeordnet. Ursprünglich war der Raum Bern sogar
bloss als „Städtenetz“ auf derselben Ebene wie die um ein Mehrfaches kleinere Region
Aarau-Olten eingeteilt worden. Für die bernischen Behörden war dies ein
ungerechtfertigter Prestigeverlust, der unter anderem die Agglomeration im
internationalen Standortwettbewerb benachteiligt. Sie befürchteten insbesondere
auch, bei national mitfinanzierten Infrastrukturprojekten beispielsweise für den
öffentlichen Verkehr in Zukunft gegenüber den vier anderen schweizerischen
Grossstädten benachteiligt zu werden. Dafür, dass diese Ängste nicht unbegründet
sind, sorgte das ARE selbst, indem es postulierte, dass der Bund die Metropolitanräume
Basel, Genf/Lausanne und Zürich bei der Entwicklung der Infrastrukturen bevorzugt
behandelt und „die Entwicklungsdynamik … in erster Priorität in die metropolitanen
Entwicklungsschwerpunkte gelenkt werden“ soll. 13

ANDERES
DATUM: 22.08.2008
HANS HIRTER
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Das zu Beginn des Jahres zur Konsultation versandte Konzept zur „Hauptstadtregion
Schweiz“ stiess in den Nachbarkantonen auf breite Zustimmung und so konnte gegen
Ende des Kalenderjahres unter Leitung vom Berner Volkswirtschaftsdirektor Andreas
Rickenbacher (sp) und dem Solothurner Stadtpräsident und Nationalrat Kurt Fluri (fdp)
der Verein Hauptstadtregion Schweiz gegründet werden. Das Projekt wurde im Sommer
des Vorjahres als Reaktion auf einen vom Bundesamt für Raumentwicklung (ARE)
präsentierten Entwurf eines Raumkonzeptes lanciert, welcher Bern im Gegensatz zu
Zürich, Basel und dem Bassin Lémanique den Status einer erstrangigen
Metropolitanregion absprach. Laut Aussagen desselben Bundesamtes wird die Initiative
der Hauptstadtregion begrüsst und die zentrale Position des Politzentrums Berns in der
räumlichen Entwicklung der Schweiz anerkannt. Der sich in Arbeit befindende, neue
Entwurf zum Raumkonzept Schweiz behandle Bern denn auch auf Augenhöhe mit den
drei Metropolen. 14

ANDERES
DATUM: 20.03.2010
MARLÈNE GERBER

Im Januar präsentierte das UVEK zusammen mit dem Bundesamt für Raumentwicklung
(ARE), der Konferenz der Kantonsregierungen, der Schweizerischen Bau-, Planungs- und
Umweltdirektorenkonferenz (BPUK), sowie dem Schweizerischen Städte- und
Gemeindeverband (SSV, SGV) den Entwurf für ein Raumkonzept Schweiz. Aufgrund der
zunehmenden räumlichen Vernetzung plädiert das Konzept für ein nachhaltiges,
Institutionen übergreifendes „Denken und Planen in überregionalen Handlungsräumen“.
Insgesamt zwölf funktionale Räume werden darin identifiziert, davon vier grossstädtisch
geprägte (Metropolitanregionen Zürich, Basel, Bassin-Lémanique und Hauptstadtregion
Bern), fünf klein- und mittelstädtisch geprägte (Luzern, Tessin, Jurabogen, Aargau-
Solothurn und Nordwestschweiz), sowie drei alpin geprägte (Gotthard, Südwest- und
Südostschweiz). Das Raumkonzept hat rechtlich keine Verbindlichkeit, soll jedoch allen
drei politischen Ebenen als Orientierungs- und Entscheidungshilfe dienen. Die
wichtigsten Grundsätze des Konzeptes umfassen die Eindämmung der Zersiedelung,
den schonenden Umgang mit natürlichen Ressourcen, die optimale Nutzung
bestehender Verkehrsinfrastrukturen, die bessere Inwertsetzung von unverbauten,
identitätsstiftenden Landschaften sowie die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit. Auf
Widerhall in der Presse stiess insbesondere die Nachricht, dass „verdichtet“ gebaut
werden soll und die negativen Auswirkungen der Entflechtung von Wohn- und
Arbeitsplatz begrenzt werden müssen. Letzteres bedeutet konkret, dass die
Verkehrsinfrastruktur nicht weiter ausgebaut werden sollte, um das Pendeln zwischen
städtischen Zentren und dem peripheren Umland nicht noch attraktiver zu gestalten. In
Zusammenhang mit der beinahe zeitgleich präsentierten Mitteilung der
Verkehrsministerin, dass das Pendeln in Zukunft teurer werde, regte sich nicht nur
Widerstand bei den Randregionen sondern auch bei den Pendlern. Mit der Publikation
wurde der Entwurf in die öffentliche Konsultation geschickt. Aufgrund der eingehenden
Stellungnahmen wird das Konzept angepasst und voraussichtlich im Sommerhalbjahr
2012 zur politischen Verabschiedung vorgelegt. 15

ANDERES
DATUM: 22.01.2011
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

In einer Retraite besprach die Eidgenössische Kommission für Drogenfragen (EKDF) im
Frühjahr 2014 Regulierungsmodelle für Cannabis. Sie kam einerseits zum Schluss, dass
ältere, von ihr festgehaltene Empfehlungen und Schlussfolgerungen nach wie vor gültig
seien. Andererseits wurde gleichzeitig festgehalten, dass das gegenwärtig geltende,
umfassende Verbot von Cannabis nicht zufriedenstellend sei. Deswegen begrüsst die
EKDF die aufkommenden Diskussionen rund um die Regulierung von Cannabis. An der
heutigen Situation fehlt der EKDF insbesondere die Möglichkeit, einen wirksamen
Jugendschutz aufzubauen. Die Kommission verfolge auch die Entwicklungen in den
Schweizer Städten mit grossem Interesse. Am Genfer Modell wurden insbesondere die
Betonung des Jugendschutzes und die umfassende Regulierung mit Interesse
diskutiert. Die Kommission informierte sich auch über die verschiedenen Formen der
Entkriminalisierung und der Regulierung von Cannabis in Uruguay oder verschiedenen
US-Staaten. Neue Empfehlungen wurden nicht publiziert. 16

ANDERES
DATUM: 25.03.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Der Freiburger Dominikaner Charles Morerod wurde im November zum neuen Bischof
von Freiburg (Diözese Lausanne-Genf-Fribourg) ernannt. Er folgt auf den im September
2010 im Amt verstorbenen Bernard Genoud. 17

ANDERES
DATUM: 31.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Gesundheit

Der Weltverband der Sterbehilfe beschloss im November 2014, seinen Hauptsitz von
New York nach Genf zu verlegen. In dieser Dachorganisation sind insgesamt 50 Vereine
versammelt, welche sich in unterschiedlichen Ländern dafür einsetzen, dass Individuen
den Zeitpunkt ihres Todes selbst bestimmen und sich dazu Unterstützung holen
können. Auch die hierzulande bekannte Organisation „Exit“ findet sich in der Liste der
Mitglieder. Ausgerechnet sie setzte sich allerdings mit ihrer Schwester-Unternehmung
aus Deutschland gegen den Umzug des Weltverbandes ein. Man fürchtete negative
Reaktionen, nachdem die Sterbehilfe in der Schweiz bereits mehrmals mit Fällen von
sogenanntem „Sterbetourismus“ – wenn Menschen aus Ländern, in welchen Sterbehilfe
verboten ist, für den Freitod in die Schweiz anreisen – aufgefallen war. Sie wurden
jedoch beim Entscheid von den übrigen Delegierten überstimmt. Als Begründung für
den Umzug genannt wurde einerseits die hohe Anzahl anderer Non-Profit-
Organisationen in Genf. Andererseits verlange die Stadt New York einen zu grossen
Steuerbetrag vom Dachverband. 18

ANDERES
DATUM: 02.11.2014
JOHANNA KÜNZLER

1) Presse vom 28.04 und 02.11.10.
2) BZ, BaZ, LT, NZZ, 25.2.15; BaZ, 26.2.15; NZZ, 7.3.15; AZ, NZZ, 20.3.15; BZ, 4.4.15; TA, 8.4.15; BLZ, 9.4.15; NZZ, 17.4.15; SoZ,
19.4.15; BZ, Blick, CdT, LT, LZ, SGT, 21.4.15; NZZ, 25.4., 30.4.15; Lib, 1.5.15; AZ, LT, LZ, NZZ, 2.5.15; SO, 3.5.15; TA, 4.5.15; So-Bli,
17.5.15; CdT, 19.5.15; NZZ, 18.6., 20.6.15; BLZ, 5.8.15; NZZ, 27.10.15; BLZ, 30.10.15; NZZ, 31.10.15; SO, 1.11.15
3) NZZ, 12.7.08.
4) Schweizer Armee, Einsatzbilanz 2011.
5) Medienmitteilung SBB, 15.1.11; TdG, 21.10.11.
6) LT, 11.6 et 20.6.03; TG, 27.11.03.
7) NZZ, 9.2.08; TG et LT, 7.5.08 (OFT).
8) FF, 1990, I, p.913ss.
9) NLZ und BaZ, 13.1.11; NZZ, 26.2. und 24.3.11.
10) TA, 12.1.12; AZ, 21.1.12.
11) SO, 29.12.13.
12) Presse vom 5.1.11; LT, 4.3.11; NZZ, 22.3. und 8.10.11; TA, 16.4.11; NZZ, TA, Lib., 19.4.11; NZZ, 15.6.11; Expr., 22.6.11; LN,
22./23.6.11; TA, 4.8.11; SoZ, 4. und 18.9.11; Medienmitteilung Weko vom 5.9.11; Presse vom 17.9.11; TA, 6.9. und 10.11.11; NZZ,
6.9., 17.9, 28.9., 8.10. und 22.12.11.
13) BZ, 22.8., 23.8., 27.8., 29.8., 6.9. und 6.12.08; BaZ, 27.8.08. Siehe auch ARE, Forum Raumentwicklung – Informationsheft,
Nr. 3, Bern 2008.
14) NZZ und SZ, 20.3.10; Bund, 8.7. und 3.12.10
15) Presse vom 22.1.11.
16) Medienmitteilung BAG vom 25.3.14.
17) TA, 14.1.11; 24h, 10.5.11; NZZ, 26.9.11; 24h, 3.11.11; NZZ und Westschweizer Presse vom 4.11.11; TG, 9. und 12.12.11.
18) SO, 2.11.14
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